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I. Einleitung 

Dem Bericht liegen eingehende Erörterungen über 
zwei Anträge zugrunde, die von den Fraktionen 
der SPD, FDP und der Fraktion der SPD eingebracht 
wurden. Der Antrag der beiden Fraktionen — Um- 
druck 6 — vom 23. Januar 1958 wurde im Anschluß 
an die 9. Sitzung des Bundestages an den Ausschuß 
für auswärtige Angelegenheiten überwiesen. Der 
Antrag empfiehlt: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

mit der polnischen Regierung in Besprechungen 
über die Herstellung diplomatischer Beziehun- 
gen zu Polen einzutreten. 

Für die Beratung des Antrags im Ausschuß wur- 
den in der 4. Sitzung des Ausschusses am 12. März 
1958 die Abgeordneten Freiherr zu Guttenberg und 
Professor Dr. Meyer (Frankfurt) als Berichterstatter 
bestimmt. In der 10. Ausschußsitzung am 12. Juni 

1958, in der 31. Sitzung des Ausschusses am 23. April 

1959, in der 35. Sitzung am 7. August und in der 
36. Sitzung am 8. Oktober 1959 stand der Antrag 
der Fraktionen der SPD, FDP zur Erörterung, wobei 
beide Berichterstatter gegensätzliche Standpunkte 
vertraten. Die Ablehnungsgründe des Abgeordneten 
Freiherr zu Guttenberg stützten sich vor allem auf 
die Konsequenzen der sogenannten Hallstein-Dok- 
trin ^). Nach dieser, zuerst von Staatssekretär Pro- 
fessor Hallstein formulierten Auffassung soll die 
Bundesrepublik keine diplomatischen Beziehungen 
zu jenen Staaten unterhalten, die den pseudo-staat- 
lichen Geltungsanspruch des von der russischen Be- 
satzungsmacht gestützten Diktaturregimes in Mittel- 
deutschland durch Entsendung diplomatischer Ver- 
treter unterstützt haben. Demgegenüber seien — so 
argumentierte Abgeordneter Freiherr zu Gutten- 
berg — die 1955 angeknüpften deutsch-russischen 
Beziehungen als Sonderfall zu werten, da die So- 
wjetunion als Besatzungsmacht an der Viermächte- 
Verantwortung für die Wiederherstellung der Ein- 
heit Deutschlands teilhat und die Heimführung der 
noch in ihrem Gewahrsam befindlichen deutschen 
Kriegsgefangenen von der Aufnahme diplomatischer 
Beziehungen abhängig machte. Die Anwesenheit 
zweier deutscher Vertretungen in Moskau ergebe 
sich aus einer Zwangslage. Die Bundesrepublik habe 
in diesem Falle die Bedenken in bezug auf die 
Hallstein-Doktrin zurückgestellt. Anders liege die 
Sache gegenüber sogenannten Satellitenregierungen, 
deren außenpolitische Handlungsfreiheit nicht über- 


Der Bund'esminister des Auswärtigen äußerte in einer 
Regierungserklärung am 28. Juni 1956 vor dem Deut- 
schen Bundestag; „Die Bundesregierung kann nicht 
umhin, erneut klarzustellen, daß sie audi in Zukunft 
die Aufnahme diplomatischer Beziehungen mit der 
sogenannten ,DDR' durch dritte Staaten, mit denen 
die Bundesrepublik diplomatische Beziehungen unter- 
hält, als einen unfreundlichen Akt ansehen müßte, 
der die Spaltung Deutschlands vertiefen und verhär- 
ten würde. Die Bundesregierung würde in einem 
solchen Falle ihre Beziehungen zu dem betreffenden 
Staat einer Überprüfung unterziehen müssen." 


schätzt werden dürfe. Abgeordneter Freiherr zu 
Guttenberg sprach hierzu die Befürchtung aus, 
deutsche diplomatische Doppelvertretungen in den 
osteuropäischen Hauptstädten würden zum Anreiz 
für die Anerkennung des SBZ-Regimes durch bin- 
dungsfreie Länder werden und sich zugunsten der 
von der Sowjetunion vertretenen Zweistaaten- 
theorie auswirken. Aus diesen Perspektiven ergebe 
sich die Gefahr einer Vertiefung der Spaltung 
Deutschlands. Im Falle Polens sei die Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen durch die Oder-Neiße- 
Fragen mit weiteren Komplikationen belastet, die 
zu vermehrten Spannungen führen müßten. 

Die Befürwortungsgründe des Korreferenten Ab- 
geordneten Professor Dr. Meyer (Frankfurt) be- 
sagten, daß gerade die Nichtanwesenheit amtlicher 
Vertreter der Bundesrepublik in den einschlägigen 
Hauptstädten den Einfluß des SBZ-Regimes stär- 
ken müsse. Dies drohe sich um so nachteiliger 
auszuwirken, als völlig ungewiß sei, ob und 
wann es zu einem Sturz der dortigen Regime 
kommen würde. Weiter wurde von Abgeordneten 
Professor Dr. Meyer dargetan, daß diplomatische 
Beziehungen ein neutrales Instrument zur Wahr- 
nehmung beiderseitiger Interessen darstellen, da- 
her nur die Abwesenheit eines Kriegszustandes zum 
Ausdruck brächten, nicht aber die Anerkennung 
eines bestimmten Regimes oder seiner Grenzforde- 
rungen. 

Abgeordneter Professor Dr. Meyer glaubte zu 
diesem Zeitpunkt noch die Erwartung aussprechen 
zu können, daß die Warschauer Regierung bereit 
sein würde, einer Vertagung der völkerrechtlich 
offenen Grenzfragen bis zur Friedenskonferenz zu- 
zustimmen, das heißt, bei der Aufnahme diplomati- 
scher Beziehungen jene territorialen Vorbehalte der 
Bundesrepublik entgegenzunehmen, wie sie auch 
gegenüber der Sowjetunion im analogen Falle an- 
gemeldet worden sind. Abgeordneter Professor 
Meyer bestritt auch, daß bei Aufnahme der in Rede 
stehenden diplomatischen Beziehungen ein Anreiz 
in den bindungsfreien Ländern für die Anerken- 
nung des SBZ-Regimes gefördert werden würde. 
Es ließe sich durch unser Auswärtiges Amt und die 
deutschen diplomatischen Vertretungen völlig klar- 
machen, daß es sich hier um Sonderregelungen han- 
dele. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
erachtete es angesichts dieser Gründe und Gegen- 
gründe für unzweckmäßig, eine so schwerwiegende 
Angelegenheit ohne eingehendere Prüfung durch 
Mehrheitsbeschluß zu entscheiden. Von dieser Si- 
tuation ausgehend beantragte in der 37. Sitzung des 
Ausschusses vom 22. Oktober 1959 Abgeordneter 
Ollenhauer die Einsetzung einer Arbeitsgruppe des 
Ausschusses mit dem Auftrag, die Diskussion und 
die Beobachtung der Entwicklung in dieser Frage 
fortzusetzen und dem Ausschuß über das Ergebnis 
ihrer Arbeit zu berichten. 

Am 5. November 1959 brachte die Fraktion der 
SPD in der 87. Sitzung des Bundestages einen wei- 
teren Antrag — Umdruck 408 — zu diesem Sach- 
gebiet ein. 
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Der Antrag empfiehlt; 

Der Bundestag wolle beschließen; 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

die Fragen des Verhältnisses der Bundesrepu- 
blik zu allen osteuropäischen Staaten erneut 
zu überprüfen und durch eine möglichst baldige 
Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu einer 
dauerhaften konstruktiven Zusammenarbeit mit 
ihnen zu gelangen. 

Angesichts des für die Arbeitsgruppe bereits vor- 
liegenden Auftrages wurde der Antrag der Fraktion 
der SPD in der 41. Sitzung des Ausschusses für aus- 
wärtige Angelegenheiten am 14. Januar 1960 ohne 
weitere Beratung an die Arbeitsgruppe weitcr- 
geleitet. 

Die Arbeitsgruppe hat sich seit dem 12. Fe- 
bruar 1960 in 19 Sitzungen in umfassender Weise 
mit dem ihr erteilten Auftrag befaßt. Sie prüfte 
hierbei — neben dem politischen, speziell dem ge- 
samtdeutschen Gesichtspunkt — völkerrechtliche 
Aspekte, die offenen Territorialfragen, heimatrecht- 
liche Erwägungen, die wirtschaftlichen, kulturellen, 
humanitären und sozialen Probleme, die sich im 
Zusammenhang mit der Frage dieser Beziehungen 
ergeben, die geistigen Austauschmöglichkeiten, die 
Rolle der osteuropäischen Emigrationen und schließ- 
lich die Lage der noch in den Vertreibungsgebieten 
lebenden Deutschen sowie der restlichen deutschen 
Volksgruppen in Ungarn und Rumänien. Sie hat 
ihre Beratungen in ständiger Zusammenarbeit mit 
den Vertretern der zuständigen Ressorts der Bun- 
desregierung geführt und außerdem — in ihrer 

3. Sitzung am 24. März 1960 — bei der Behandlung 
der Frage der wirtschaftlichen Beziehungen zu den 
Ostblockstaaten Sachverständige des Ostausschusses 
der deutschen Wirtschaft sowie — in der 8. Sit- 
zung am 9. Februar 1961 — zur Frage der Rechts- 
vorbehalte und der heimatrechtlichen Aspekte Ver- 
treter von 20 Landsmannschaften gehört. 

Die Arbeitsgruppe hat dem Ausschuß für aus- 
wärtige Angelegenheiten in seiner Sitzung am 

4. Mai 1961 über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit 
berichtet. Der Ausschuß für auswärtige Angelegen- 
heiten ist den nachfolgend aufgeführten Erwägun- 
gen der Arbeitsgruppe beigetreten. 


IL Das Gesamtproblem 

Es ging zunächst um die Beantwortung der Frage, 
ob das Verhältnis der Bundesrepublik zu einzelnen 
osteuropäischen Staaten eine gesonderte Regelung 
erfordert oder ob die Beziehungen zu Polen, der 
CSSR, Ungarn, Rumänien, Bulgarien und Albanien 
einer gemeinsamen Gesamtbeurteilung unterliegen 
(Jugoslawien wurde als Sonderfall betrachtet). Die 
hier zur Beurteilung stehenden Anträge zielen auf 
beide Möglichkeiten hin. Der Antrag des Um- 
drucks 6 fordert Besprechungen mit der polnischen 
Regierung zum Zwecke der Herstellung diploma- 
tischer Beziehungen, während der Antrag des Um- 
drucks 408 die entsprechenden Klarstellungen ge- 


genüber allen osteuropäischen Staaten verlangt, und 
zwar mit der Zielsetzung, durch diplomatische Be- 
ziehungen zu einer „dauerhaften konstruktiven Zu- 
sammenarbeit" zu gelangen. Was den ersteren Weg 
anbetrifft, so hat sich im Anschluß an die Sondie- 
rungen deutscher Wirtschaftskreise in Warschau 
sowie anderer Bemühungen ergeben, daß große 
Schwierigkeiten fortbestehen. Nachdem sowohl der 
Bundeskanzler als auch Vertreter der Bundestags- 
opposition und des Bundes der Vertriebenen die 
grundsätzliche Bereitschaft zu einem fruchtbaren 
deutsch-polnischen Gespräch bekundet hatten, wur- 
den von maßgebender polnischer Seite unzumut- 
bare Forderungen an die Außenpolitik der Bundes- 
republik gerichet. Keine frei gewählte deutsche Re- 
gierung wäre in der Lage, die Herstellung 
diplomatischer Beziehungen zu Polen mit einem 
Verzicht auf eine friedensvertragliche Regelung der 
deutschen Ostgrenzen zu erkaufen. Bei dieser Sach- 
lage wäre es unzweckmäßig, der Bundesregierung 
Aufträge zu Verhandlungen mit einzelnen Ostblock- 
ländern zu erteilen. Dies gilt auch für das Verhältnis 
zu Polen. Kein Zeichen guten Willens, das aus die- 
sem schwergeprüften Lande kommt, soll jedoch von 
deutscher Seite unerwidert bleiben. Zur Zeit ist 
noch nicht abzusehen, in welchen der osteuropäi- 
schen Länder das Bedürfnis nach einem neuen Ver- 
hältnis zur deutschen Demokratie zuerst zum Durch- 
bruch kommen wird. ‘Solange die Regierungen die- 
ser Staaten zögern, das Sclbstbestimmungsrecht des 
deutschen Volkes anzuerkennen und damit in die 
Diskussion über eine große, gesamteuropäische 
Friedenslösung einzutreten, dürfen wir die betei- 
ligten Völker nicht entmutigen. Die Völker Ost- 
europas sollen wissen, daß die deutsche Demokratie 
bereit ist, das Erbe Hitlers im Geiste Herders zu 
überwinden. Dazu müssen vor allem durch eine 
geistige Verständigungsarbeit neue Vertrauens- 
grundlagen geschaffen werden. Dieses Bemühen um 
den Sieg einer helleren Zukunft über eine dunkle 
Vergangenheit erfordert von allen Beteiligten die 
Abkehr von allen Kollektivschuldvorstellungen, die 
Überwindung aller Negativklischees vom Wesen der 
Nachbarvölker und den Verzicht auf die vergifteten 
propagandistischen Waffen des kalten Krieges. 
Jene Kräfte in Osteuropa, die aus taktischen 
Zwecken immer wieder die Bundesrepublik Deutsch- 
land mit dem Dritten Reich gleichsetzen wollen, 
dienen daher weder der Normalisierung der Be- 
ziehungen ihrer Länder zum freien Teil Deutsch- 
lands, noch der Sicherung von Frieden und Freiheit. 
Ohne diese geistig-politischen Bereinigungen müß- 
ten auf die Dauer politische Kontakte fruchtlos sein 
und die angestrebte konstruktive Zusammenarbeit 
unerreichbar bleiben. Gewichtige Gründe sprechen 
mithin dafür, auch im Rahmen dieser Berichterstat- 
tung zunächst den Gesamtkomplex unseres Ver- 
hältnisses zu Osteuropa einer Prüfung zu unter- 
ziehen. Unter voller Berücksichtigung zeitgebunde- 
ner Tatbestände erscheint es daher zweckmäßig, 
die in beiden Anträgen aufgeworfenen Probleme 
unter weiten geistigen und politischen Horizonten 
zu beleuchten. Ein sorgfältiges Abwägen der Gründe 
und Gegengründe erschien dem Ausschuß für aus- 
wärtige Angelegenheiten auch deshalb geboten. 
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weil mit dem Begehren beider Anträge nicht nur 
Formalprobleme, sondern auch die Ausgangsposi- 
tion der deutschen Demokratie im Ringen um eine 
gerechte und dauerhafte Friedensregelung zur Er- 
örterung gestellt werden. Man muß schließlich ins 
Auge fassen, daß nach dem zweiten Weltkrieg im 
Verhältnis zwischen dem dreigeteilten Deutschland 
und den osteuropäischen Ländern ein geistig-poli- 
tischer Ausnahmezustand zurückblieb, dessen wei- 
tere Verhärtung ein Hindernis für die internationale 
Entspannung bildet. 


III. Die objektiven Schwierigkeiten 

Im Bild der Gegenwart bietet Osteuropa manche 
widerspruchsvolle Erscheinungen dar. Die national- 
staatlichen Grenzen werden jenseits des Eisernen 
Vorhanges stärker betont als in Westeuropa. Der 
Individualcharakter der osteuropäischen Völker ist 
erhalten geblieben. Hingegen sind die dort herr- 
schenden Regierungssysteme — abgesehen von Ju- 
goslawien — von einer weitgehenden Konformität. 
Aus der Natur des kommunistischen Herrschafts- 
systems ergibt sich ein Absperrungsbedürfnis ge- 
genüber der nichtkommunistischen Welt. Diese Tat- 
sache wirkt sich auch auf die Beziehungen zwischen 
den Völkern Osteuropas und Westeuropas aus. Sie 
ist durch diplomatische Beziehungen nur in gerin- 
gem Maße zu beeinflussen. 

Es ist ferner ein Faktum von nicht zu übersehen- 
der Tragweite, daß die osteuropäischen Staaten mit 
der Sowjetunion zu einer Wirtschaftsgemeinschaft 
(COMECON) zusammengeschlossen sind, deren Auf- 
gabe nicht zuletzt darin besteht, einer Normalisie- 
rung der Handelsbeziehungen mit Westeuropa ent- 
gegenzuwirken. Zeitweilig auftauchende zentrifu- 
gale Tendenzen im Ostblock können nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß der Zentralismus das maß- 
gebende Organisationsprinzip des Sowjetkommu- 
nismus ist und daß sich dieses Prinzip auch im 
Verhältnis der Sowjetunion zu ihren schwächeren 
Verbündeten immer wieder durchsetzt. Die An- 
nahme, daß die Bundesrepublik durch diplomatische 
Beziehungen zu einzelnen osteuropäischen Staaten 
zur Auflockerung des Ostblocks beitragen könnte, 
sollte daher aus der Liste ernsthafter Befürwor- 
tungsgründe gestrichen werden. Außerdem ist kaum 
zu erwarten, daß jemals eine Regierung der Bundes- 
republik bereit wäre, durch einen solchen Versuch 
das an sich schwierige Verhältnis zur Sowjetunion 
zusätzlich zu belasten. Umgekehrt wirkt auch das 
unverändert stalinistische Regime in Mitteldeutsch- , 
land als Sperrzone gegen spontane Annäherungen ! 
etwa zwischen Polen und der Bundesrepublik. Es | 
ist nicht Sache dieser Berichterstattung, sich ausführ- : 
lieh mit der Auffassung auseinanderzusetzen, für I 
eine soldie Annäherung wäre die Situation nach 
dem „polnischen Oktober" des Jahres 1956 beson- : 
ders günstig gewesen. Vielfach wird aus dieser Be- 
urteilung gefolgert, die Bundesrepublik hätte un- ' 
mittelbar nach diesen Ereignissen die Normalisierung 
der Beziehungen zu Polen in Angriff nehmen sollen, j 
Dagegen steht die Meinung, daß die Anwesenheit j 
eines weitgehend isolierten deutschen Botschafts- I 


Personals in Warschau an der inneren Gesetzmäßig- 
keit der polnischen Entwicklung seit 1956 wenig 
geändert hätte. In diesem Meinungsstreit sollte die 
Tatsache nicht übersehen werden, daß vor 1958 
Wünsche nach Anknüpfung diplomatischer Bezie- 
hungen zur Bundesrepublik auch aus anderen Ost- 
blockländern kamen, die von den Oktoberereignis- 
sen des Jahres 1956 kaum berührt worden sind. 
Möglicherweise handelte es sich durchweg um Folge- 
wirkungen der vorausgegangenen Normalisierung 
der Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und 
der Sowjetunion. Für diese Annahme spricht, daß 
die osteuropäischen Regierungen auch die nächste 
Schwenkung der sowjetischen Deutschlandpolitik 
mitmachten, indem sie seit 1959 den Propaganda- 
feldzug gegen die Bundesrepublik eifrig unterstütz- 
ten. Die Vollversammlung der Vereinten Nationen 
im Herbst 1960 war der Schauplatz des vorläufigen 
Höhepunktes dieser Angriffe. Sprecher der polni- 
schen und der tschechoslowakischen Regierung 
haben in jener Debatte die sowjetrussische Zwei- 
staatentheorie vertreten und damit das Bestreben 
nach einer dauernden Spaltung und Dreiteilung 
Deutschlands unterstützt. Schließlich kann es keinem 
Zweifel unterliegen, daß keine der in Frage kom- 
menden Regierungen bereit ist, einem besseren 
Verhältnis zur Bundesrepublik die bisherige, mehr 
oder weniger enge Zusammenarbeit mit dem SBZ- 
Regime zu opfern. Es ist daher mit der Perspektive 
zu rechnen, daß nach der Herstellung diplomatischer 
Beziehungen zu den osteuropäischen Staaten in 
deren Hauptstädten je zwei deutsche Vertretungen 
existieren würden. Daraus wird die Befürchtung 
abgeleitet, daß ein solcher Zustand von einzelnen 
bündnisfreien Ländern zum Anlaß der völkerrecht- 
lichen Anerkennung des SBZ-Regimes genommen 
werden könnte. Diesem Standpunkt wird bei der 
Abwägung der Vor- und Nachteile entgegengehal- 
ten, daß auch die sogenannten Handelsvertretungen 
des SBZ-Regimes in den Hauptstädten zahlreicher 
Staaten, darunter auch verbündeter Länder, eine 
rege pseudo-diplomatische und propagandistische 
Tätigkeit entfalten. Damit sind gewichtige Probleme 
in bezug auf die deutsche Wiedervereinigung und 
unser künftiges Verhältnis zu Osteuropa aufgewor- 
fen, mit denen sich die deutsche Außenpolitik aus- 
einandersetzen muß. 

IV. Gesamteuropäische Entwicklungstendenzen 
der geschichtlichen Kräfte 

Im Laufe der Erörterungen über die einzuschla- 
genden Wege wurde mehrfach die Notwendigkeit 
einer Abstimmung der Außenpolitik der Bundes- 
regierung mit der Position unserer westlichen Ver- 
bündeten in bezug auf die deutsch-osteuropäischen 
Friedensprobleme unterstrichen. In diesem Zusam- 
menhang war auch eine Studie, die zum Problem 
der amerikanischen Politik gegenüber Sowjetruß- 
land und Osteuropa von einer gemeinsamen For- 
schungsgruppe der Universitäten Columbia und 
Harvard im Auftrag des US-Senatsausschusses für 
auswärtige Beziehungen (Studie 11) erarbeitet 
wurde, Gegenstand einer aufmerksamen Prüfung. 
Aus den Feststellungen dieser Studie war zu ent- 
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nehmen, daß es zu den Grundlagen der Politik der 
USA gehört, Voraussetzungen zu schaffen, aus 
denen überall in der Welt die Wiederherstellung 
des Selbstbestimmungsrechts der Völker erwachsen 
kann^). Das ist auch der erklärte Wille des deut- 
schen Volkes. Die Bundesrepublik steht vor der ' 
Aufgabe, die Wiederherstellung Deutschlands auf j 
der Grundlage des Selbstbestimmungsrechtes und | 
einen Verhandlungsfrieden zwischen dem wieder- | 
vereinigten Deutschland und seinen osteuropäischen | 
Nachbarn zu erreichen. | 

Die deutsche Demokratie kann nicht darauf ver- | 
zichten, ihr künftiges Verhältnis zu den osteuro- i 
päischen Völkern unter europäischen Perspektiven ' 
und aus konstruktiven Vorstellungen heraus anzu- | 
bahnen. Die Bundesrepublik sollte daher bei ihren 
Bemühungen um die westeuropäische Integration 
auch die Notwendigkeit künftiger Zusammenarbeit 
mit den osteuropäischen Völkern im Auge behalten. 
Im Rahmen einer gesamteuropäischen Integration 
werden sich auch alle zwischen einem wieder- 
vereinigten Deutschland und den Ländern Ost- ! 
europas bestehenden Probleme in freier Partner- | 
Schaft regeln lassen. i 

Die Tatsache, daß der im Bau befindliche Rhein- 
Main-Donau-Kanal eine neue bedeutsame Verbin- 
dungsstraße zwischen der West- und der Osthälfte 
Europas herstellen wird, eröffnet neue Perspektiven 
für eine gemeinsame Zukunftsgestaltung der euro- 
päischen Völkerfamilie. Aller Voraussicht nach wird 
sich vor allem die Jugend der beteiligten Völker in 
steigendem Maße für die Wegräumung aller künst- 
lichen Schranken einsetzen. Es ist nur natürlich, 
wenn eine nachwachsende Friedensgeneration jun- 


h Vergleicher Studie No. 11, printed for the Committee 
on Foreign Relations, United States Senate, Feb- 
ruary 14, 1960: US. Foreign Policy in the U.S.S.R. 
and Ea Stern Europe. Chapter 9. — The United States 
and Eastern Europe — Paragraphe 4: 

(4) The United States, whatever our expectations 
about an improvement or stabilization of Soviet- 
American relations and whatever the chances of 
stimulating Communist vigilance and repression, 
cannot for these reasons disregard the political and 
ethical grounds underlying our antipathy to what 
has happened to Eastern Europe since the war. 
While this antipathy is in some part a product of 
Strategie considerations and in greater part a re- 
vulsion against cruelty and perfidy, it stems chiefly 
from a crass Violation by the Soviet Union of the 
principle of self-determination — not necessarily 
national or ethnic self-determination (it may be 
that the peoples of Eastern Europe would have 
moved toward some type of federation). While 
this principle encounters serious problems in appli- 
cation, both domestically and in international rela- 
tions, it is doubtful whether the United States, as 
a democratic society, could abandon it without 
disarming itself at a most vital point. For is this 
not at the core of our conflict with communism: 
the latter's denial of "spontaneity“ and its insistence 
that all decision and wisdom, all keys to the future 
reside in a self-appointed and self-perpetuating 
vanguard? We need not parade this principle and 
we must recognize its ambiguities (as in our own 
Civil War), but the striving for autonomy of deci- 
sion is indispensable to any hope for a free society. 


ger Menschen für sich das altgewohnte Maß von 
Freizügigkeit zurückfordern wird. Reisefreiheit, be- 
rufliche Freizügigkeit im In- und Ausland, Bewe- 
gungsfreiheit für die akademische Jugend von Land 
zu Land sind alte gesamteuropäische Errunnen- 
schaften schon aus der Zeit vor dem ersten Welt- 
krieg, an denen wir auch während der Teilung 
Europas festhalten wollen. Weder die dirirrierten 
„Freundschaftsbeziehunaen" zwischen dem SBZ-Re- 
aimc und seinen osteuropäischen Verbündeten, noch 
aber oraanisierte Funktionärsreisen zwischen Ost 
und West können dafür ein Ersatz sein. Aus diesen 
grundsätzlichen Erwägungen heraus kam der Aus- 
schuß für auswärtige Angelegenheiten zu der Fol- 
gerung, daß ein Höchstmaß von menschlichen Be- 
gegnungen sowie an kulturellen und wissenschaft- 
lichen Kontakten zwischen den Deutschen der Bun- 
desrepublik und den osteuropäischen Völkern auch 
während der künstlichen Teilung Europas herge- 
stellt werden sollte. 

V. Kulturelle und wissensrhaftlich-technische 
Ai^istauschmöglichkeiten 

Die völkerversöhnende Bedeutung eines inten- 
siven Kulturaustausches wird auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit beiaht. Die deutschen Bühnen und 
Konzertsäle standen traditionell den Künstlern Ost- 
europas offen. Zur Zeit besteht ein Vorsprung der 
osteuropäischen Länder auf dem Gebiete der volks- 
tümlichen Kulturpflege. Ihre folkloristi sehen Sing- 
und Tanzgruppen haben sich — unter wirksamer 
staatlicher Förderung — die Kraft der Urc:nrüng- 
lichkeit bewahrt. Im Hinblick auf die Verkümme- 
rung von Volkslied und Volkstanz in der Bundes- 
republik liegt hier auf unserer Seite ein Ergän- 
zungsbedürfnis vor. Umgekehrt haben wir hervor- 
ragende musikalische und schauspielerische Leistun- 
gen zu bieten. Auch auf dem Gebiete der modernen 
Kunst hat die Bundesrepublik seit dem Kriege be- 
achtliche Entwicklungen aufzuweisen, die über ihre 
Grenzen hinaus anregend und befruchtend wirken 
können. Außerdem ist die westdeutsche Burhpro- 
duktion wieder auf einer Leistungshöhe angelangt, 
die besonders in wissenschaftlichen Bereichen inter- 
nationale Beachtung findet. Es gibt daher viele 
Gründe für eine Förderung des Kulturaustausches 
mit Osteuropa, wie es auch wenig sinnvoll wäre, 
die positiven Ausstrahlungen der deutschen Autbaii- 
leistung nur auf die westlichen Länder zu beschrän- 
ken. Dies gilt insbesondere für die architoktouische 
und soziale Neugestaltung unserer Stadtkerne, 
Stadtrandsiedlungen und Dörfer. Auch für das Film- 
schaffen können kooperative Beziehungen von 
Land zu Land nüzliche Impulse bringen. 

Ebenso sind auf den verschiedenen Fachgebieten 
der Wissenschaft Austauschbeziehungen wünschens- 
wert. Uber den Umfang der Möglichkeiten in diesen 
Bereichen gibt die deutsch-sowietische Vereinbarung 
über kulturellen und technisch-wirtschaftlichen Aus- 
tausch vom 30. Mai 1959 Aufschluß. Es sind darin 
nicht nur Vorstellungen der führenden Bühnen 
beider Länder vorgesehen, sondern auch Gast- 
spiele von einzelnen Künstlern, Volkstanz-Gesangs- 
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ensembles und volksmusikalische Darbietunqen. Das 
Program_m umfaßt ferner eine deutsche Architektur- 
Ausstellung, Studienreisen von Rundfunkfachleuten, 
Pädagogen, Museumsfachleuten, Musikpädagogen 
und Bibliothekaren. Schließlich waren auch gegen- 
seitige Biichausstelliingen, Filmaustausch, Austausch 
von Rundfunkbändern sowie eine Intensivierung 
des Studenten- und Wissenschaftler- Austauschs vor- 
gesehen. Wenn sich auch verschiedene dieser Ar- 
beitsvorhaben noch im Stadium der Planung und 
des Anlaufs befinden, so bieten sie zumindest An- 
regungen für ähnliche Beziehungen zwischen der 
Bundesrepublik und den osteuropäischen Ländern. 
Mit Bedauern muß vermerkt werden, daß der von 
privaten Organisationen vorgesehene direkte Stu- 
dentenaustausch mit Polen noch in den Anfängen 
steckt. Im Rahmen der „International Association 
for the Exchange of Students for Technical Expe- 
rience“ wurden ferner 1959 42 deutsche gegen 
55 polnische Hochschulpraktikanten ausgetauscht. 
1960 nahmen an dem Austausch entgegen den ur- 
sprünglichen Erwartungen nur 26 deutsche und 
20 polnische Hochschulpraktikanten teil. Polnische 
Kunstausstellungen sind bisher in Wuppertal, Bonn 
und einigen anderen Orten der Bundesrepublik ge- 
zeigt worden. Ein in Aussicht genommenes Aiis- 
tauschkonzert der Orchester der Technischen Hoch- 
schule in Krakau und der Stadt Stuttgart mußte 
wegen Ablehnung der Einreisegenehmigung durch 
die polnischen Behörden au sf allen. Als Positivum 
ist fostzustellen, daß bei der Abnahme von deut- 
schen Büchern -- technischen, medizinischen und 
wissenschaftlichen Werken — Polen 1959 mit einem 
Einfuhrwert von 1,8 Millionen DM unter den Ost- 
blockstaaten an erster Stelle stand. Von anderen 
osteuropäischen Ländern liegen noch keine nennens- 
werten Anfänge auf diesen Gebieten A^or. Gelecjent- 
liche Gastspiele tschechischer und ungarischer 
Volkstanzensembles fanden in einigen Städten der 
Bundesrepublik guten Anklang. 

Ein Gradmesser für den Stand der geistig-wissen- 
schaftlichen Beziehungen und der Möglichkeiten 
ihrer Ausweitung ist die Pflege der deutschen 
Sprache in den verschiedenen Ostblockländern. 
Während in der Sowietunion der deutschen Sprache 
noch immer der Rang einer Weltsprache zuerkannt 
wird, wirken sich die Nachkrieg.smaßnahmen gegen 
die zurückgebliebenen deutschen Bevölkerungen 
etwa in Polen und der CSSR ungünstig auf die Ge- 
samtverbreitung der deutschen Sprache aus. Sollte 
diese Entwicklung andauern, so wäre damit zu rech- 
nen, daß in der nächsten Generation deutsche 
Sprachkenntnisse in Prag, Krakau oder Warschau 
in geringerem Maße anzutreffen sein werden als 
etwa in Tscheljabinsk oder in Wladiwostock. In 
der Bundesrepublik ist die Parallelerscheinung 
eines nachlassenden Interesses für die osteuronai- 
schen Sprachen zu verzeichnen. Dieses Verhältnis 
müßte sich als Dauererscheinung zum Nachteil aller 
Beteiligten auswirken. Eine verstärkte Förderung 
des Studiums osteuropäischer Sprachen in der Bun- 
desrepublik wäre daher wünschenswert. Die Aus- 
tauschbeziehungen zwischen Deutschland und den 
osteuropäischen Ländern sollten zumindest mit der 
Entwicklung des amerikanisch-russischen Austausch- ) 


Verhältnisses Schritt halten. Die in verschiedenster 
Weise mögliche Institutionalisierung solcher Bezie- 
hungen wäre zu begrüßen, wenn die Grundlage 
wirklicher Gegenseitigkeit zu gewährleisten ist, 
Die vorliegenden Erfahrungen haben allerdings 
auch die Problem.atik eines Kulturaustausches ge- 
zeigt, der von der einen Seite staatlich gelenkt wird 
und auf der anderen Seite von der Initiative eines 
freien Organisationslebons ausgeht. 


VI. Gegenseitige Information 

Die Völker auf beiden Seiten des Eisernen Vor- 
hanges wissen zu wenig voneinander. Die Frage, 
wie diese Informationslücke zu schließen wäre, ist 
nicht einfach zu beantworten. Es ist bedauerlich, 
daß die staatlich gelenkte Rundfunkpolitik der ost- 
europäischen Länder über die innere Ordnung der 
Bundesrepublik keine objektiven Aufschlüsse lie- 
fert. über die friedliche Nachkriegseinstellung des 
deutschen Volkes, über die völkerversöhnende Ziel- 
richtung unseres öffentlichen Erziehungswesens und 
über den defensiven Sinn unserer Wehrpolitik, 
— nicht zuletzt auch über die Bestrebungen der Ver- 
triebenenorganisationen — werden die osteuropäi- 
schen Völker nur einseitig und zum Teil recht ten- 
denziös unterrichtet. Zu wenig ist bisher geschehen, 
um diese Zerrbilder zu korrigieren. Die ungelöste 
Aufgabe einer neuen Selbstdeutung der deutschen 
Demokratie kann uns nicht von ausländischen Sen- 
dern abgenommen werden, die im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes operieren. Die immer wieder- 
kehrende Anregung von Hörern auf der anderen 
Seite des Eisernen Vorhanges, die nach einer Ge- 
genpropaganda der Bundesrepublik ruft, mag zwar 
auf ein begreifliches Informationsbedürfnis zurück- 
gehen, ist jedoch nicht ohne weiteres zu überneh- 
men. Es ist wenig einladend, einen Ausgleich mit 
den Mitteln eines Rundfunkkrieges zu versuchen 
und dadurch lediglich die Zahl der bereits einge- 
setzten Störsender zu erhöhen. 

Der Zustand eines einseitig geführten Propaganda- 
krieges wird durch den Umfang der deutsch- 
sprachigen Rundfunksendungen der osteuropäischen 
Staaten illustriert. Die Sendezeiten sind wie folgt: 


Radio Posen täglich von 

18.00 

bis 

18.30 

Uhr 

von 

19.30 

bis 

20.00 

Uhr 

von 

20.30 

bis 

21.00 

Uhr 

von 

22,00 

bis 

22.30 

Uhr 

Radio Warschau I 

montags bis freitags von 

23.45 

bis 

24.15 

Uhr 

samstags und sonntags von 

0.15 

bis 

0.45 

Uhr 

Radio Timisoara (Rumänien) 

täglich von 

19.00 

bis 

19.30 

Uhr 

von 

20.00 

bis 

20.30 

Uhr 

von 

22.00 

bis 

22.30 

Uhr 

Radio Kronstadt (Rumänien) 

täglich von 

23.00 

bis 

23.30 

Uhr 
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Radio Belgrad 

täglich 

von 

18.30 

bis 

19.00 

Uhr 



von 

21.45 

bis 

22.00 

Uhr 

Radio Prag II 

täglich 

von 

19.00 

bis 

19.30 

Uhr 

Programm für Deutschland 







täglich 

von 

20.00 

bis 

20.30 

Uhr 



von 

21.00 

bis 

21.30 

Uhr 

Radio Sofia 

täglich 

von 

21.05 

bis 

21.55 

Uhr 

Radio Budapest 

täglich 

von 

19.30 

bis 

20.00 

Uhr 



von 

21.00 

bis 

21.30 

Uhr 


Offensichtlich sind diese Sendungen zum über- 
wiegenden Teil an die eigenen deutschsprachigen 
Bevölkerungen dieser Länder adressiert. Manche 
solcher Sendungen richten sich jedoch offenkundig 
an Hörer in der Bundesrepublik, Besondere pro- 
pagandistische Einwirkungen dieser Bemühungen 
auf die westdeutsche Bevölkerung sind nicht fest- 
zustellen. Ein Anlaß zu einer unmittelbaren Gegen- 
wehr scheint daher nicht zu bestehen. Es ist jedoch 
zu befürchten, daß mit der Ausbreitung des Fern- 
sehens das verzerrte Deutschlandbild in den ost- 
europäischen Ländern noch stärker kolportiert wird 
als bisher. Solange die Regierungen der Ostblock- 
länder hoffen, die Bundesrepublik propagandistisch 
zu überspielen oder von ihren westlichen Verbün- 
deten trennen zu können, werden diese Einwirkun- 
gen zum geistigen Alltag jenseits des Eisernen Vor- 
hanges gehören. Der Ausschuß ist daher der Auf- 
fassung, daß nur Abhilfen auf längere Sicht ge- 
plant werden können. Zwischenzeitlich wäre es im 
Zeichen der Bemühungen um eine internationale ; 
Entspannung notwendig, daß auch von deutscher i 
Seite informative Sendungen über die Verhältnisse j 
in der Bundesrepublik in osteuropäische Staaten 
täglich ausgestrahlt würden. Darüber hinau.s wäre ' 
es wünschenswert, daß westdeutsche Rundfunk- ; 
anstalten den Rundfunkleitungen in verschiedenen 
osteuropäischen Staaten Austauschsendungen zum | 
Zwecke einer seriösen gegenseitigen Unterrichtung 
der Hörerschaft anböten. Die politische Bereit- 
schaft zur Objektivierung vorausgesetzt, käme auch 
der Austausch von Kulturfilmen für die Fernseh- ‘ 
Sendungen in Betracht. Ablehnungen würden die 
Gegenseite vor ihren eigenen Völkern und der 
Weltöffentlichkeit ins Unrecht setzen. 

Zur Auflockerung der gegebenen Situation wird 
empfohlen, daß sich die Äußerungen der Bundes- 
regierung wie der politischen Parteien der Bundes- 
republik mehr als bisher mit aktuellen Vorgängen 
und Meinungen in Osteuropa befassen sollen. In 
Osteuropa und im Verhältnis zur Sowjetunion har- 
ren Schlüsselprobleme der deutschen Zukunft der 
Lösung. Langfristige Vorbereitungen sind dazu er- 
forderlich. Dazu gehört eine entsprechende personal- 
politische* Vorsorge für künftige Kontaktaufgaben, 
eine wirksame Koordinierung der Ostforschung in 
der Bundesrepublik und der Erfahrungsaustausch mit ! 
den Osteuropa-Experten der westlichen Verbünde- 
ten. Das wachsende Gewicht unserer Kontakte und 
Verbindlichkeiten in Westeuropa darf unsere Auf- | 
merksamkeit nicht von der steigenden Bedeutung 
osteuropäischer Probleme ablenken. Auch in der 1 
Organisation des Auswärtigen Amtes sollten die i 


großen Fragenkomplexe Osteuropa, Sowjetunion 
und China gleichrangig behandelt werden. Es wären 
vor allem die institutioneilen Voraussetzungen da- 
für zu schaffen, daß die Bundesregierung gegenüber 
den Regierungen und Völkern der osteuropäischen 
Länder dialogfähig wird und deren Entwicklung im 
Hinblick auf mögliche Anknüpfungspunkte genau 
verfolgen kann. Wir können unmöglich Osteuropa 
als ein politisch-historisches Niemandsland betrach- 
ten, während es in der weltpolitischen Beurteilung 
unserer Verbündeten eine erhebliche Rolle spielt. 
Für die schwierigen Aufgaben auf diesem Gebiete 
sollen fähige Nachwuchskräfte mit entsprechenden 
Sach- und Sprachkenntnissen ausgestattet werden. 
Dabei ist nicht nur Länderkunde zu pflegen, sondern 
es ist auf eine zusammenschauendc Osteuropa- 
kunde Gewicht zu legen. 

VII. Handelsbeziehungen 

Die wirtschaftlichen Beziehungen der Bundes- 
republik zu den Ostblockstaaten sind ausschließlich 
bilateral durch Abkommen über den Waren- und 
Zahlungsverkehr geregelt. Der Außenhandel der 
Bundesrepublik mit Polen, der Tschechoslowakei, 
Bulgarien, Rumänien und Ungarn hat im Jahre 1960 
— ohne Einbeziehung der Sowjetunion — bei der 
Einfuhr ein Volumen P von 1024,7 Mio DM und 
in der Ausfuhr ein Volumen von 1072,3 Mio DM 
erreicht, macht zur Zeit aber nur 2,3 v. H. des ge- 
samten Außenhandelsvolumens der Bundesrepublik 
aus. Er ist — wenn auch nicht in dem gleichen Aus- 
maß wie der Handel mit der übrigen Welt — im 
Steigen begriffen. Hierbei muß allerdings in Rech- 
nung gestellt werden, daß die Staaten der osteuro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft (COMECON) den 
Außenhandel überwiegend, und zwar bis zu 80 v. H. 
zwischenstaatlich innerhalb dieser Gemeinschaft ab- 
wickeln und der verbleibende Teil ihrer wirtschaft- 
lichen Außenbeziehungen sich in erheblichem Maße 
auf Rohstofflieferungen aus Entwicklungsländern 
konzentriert. 

Bei den Handelsbeziehungen Osteuropas mit den 
westlichen Ländern spielt die Bundesrepublik eine 
wichtige Rolle, vor allen Dingen als Lieferant für 
Investitionsgüter. Die große Aufnahmebereitschaft 
für deutsche Investitionsgüter erklärt sich einerseits 
aus den alten traditionellen Beziehungen zur deut- 
schen Exportindustrie in der Vorkriegszeit und 
andererseits aus dem Wunsche der osteuropäischen 
Regierungen nach einem forcierten Ausbau ihrer 
Schwerindustrie. Darin liegt der Grund, wenn von 
allen diesen Staaten eine weitere Intensivierung der 
Handelsbeziehungen gesucht wird. Unter marktwirt- 
schaftlichen Aspekten ergibt sich hierbei eine 
grundlegende Schwierictkeit daraus, daß die Liefer- 
angebote, die gegenwärtig von den osteuropäischen 
Staaten gemacht werden können, nur auf ein ge- 
ringes Abnahme-Interesse treffen, da ein Teil der 
von ihnen angebotenen Waren traditionell in Län- 
dern gekauft wird, zu denen die Bundesrepublik 
alte freundschaftliche Beziehungen unterhält. 


') errechi'',Gt für Herstellungs- und Verbrauchnrländer 
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Die Gestaltung des Osthandels wird im übrigen 
dadurch charakterisiert, daß die Angebote der staat- 
lichen Importgesellschaften dieser Länder fast aus- 
schließlich an große Firmen herangetragen werden, 
wobei auch bundeseigene Firmen nicht ausgenom- 
men sind. 

Die Arbeitsgruppe hat zu diesem Themenbereich ! 
in ihrer 3. Sitzung am 14. März 1960 Vertreter des 
Ostausschusses der deutschen Wirtschaft als Sach- 
verständige gehört. 

Der Ostausschuß, der im wesentlichen vom Bun- 
desverband der Deutschen Industrie, dem Deutschen 
Industrie- und Handelstag, dem Zentralverband des 
Banken- und Bankiergewerbes, dem Gesamtverband 
des Deutschen Groß- und Außenhandels sowie dem 
Importverband getragen wird, ist im Jahre 1952 auf 
Vorschlag der Bundesregierung gebildet worden j 
und hatte zunächst die Aufgabe, mit Ländern, mit 
denen keine JEIA-Verträge bestanden, Handelsver- 
einbarungen halboffizieller Art zu treffen. 

Zur Zeit ist der Ostausschuß praktisch Mittler 
aller handelspolitischen Kontakte der deutschen 
Wirtschaft mit dem Osten (einschließlich Chinas) 
und ist in erster Linie darum bemüht, auf Grund der 
Vereinbarungen von Regierungsdelegationen Fra- 
gen der Liefer- und Zahlungsbedingungen, der Arbi- 
trage und eventuell eines technischen und wissen- 
schaftlichen Austausches zu regeln. Er dient im 
übrigen der Beratung der großen Wirtschaftsver- 
bände in Osthandelsfragen. Die Vertreter des Ost- 
ausschusses versicherten, daß sie sich ständig be- 
müht hätten, ihre Verhandlungen zu entpolitisieren, 
und es in der Tat gelungen sei, ihre Verhandlungs- 
partner davon zu überzeugen, daß über den Ostaus- 
schuß kein politischer Druck auf die Bundesregie- j 
rung auszuüben wäre. Weiter wurde von ihnen ver- 
merkt, es sei durchaus möglich, den Warenumsatz 
zu steigern, allerdings unter der Voraussetzung, daß 
bestimmte Schwierigkeiten für die Einfuhr von 
Agrarprodukten ausgeräumt würden. 

Als weitere beträchtliche Schwierigkeit für die 
Ausweitung der Handelsbeziehungen wurde die 
Krisenlage des deutschen Kohlenbergbaus genannt, 
da ein großer Teil der deutschen Exporte in den 
Osten — z. B. auch gerade nach Polen — bisher mit 
Kohlengegenlieferungen bezahlt worden sei. Für die 
Konsumgüterproduktion der osteuropäischen Staa- 
ten beständen nur geringe Absatzchancen in der 
Bundesrepublik. 

Nach Ansicht des Ostausschusses liege eine wei- 
tere Schwierigkeit, ähnlich wie beim Handel mit 
Entwicklungsländern, in der Gestaltung der Kredit- 
fristen, vor allen Dingen bei Lieferungen von 
Gütern der Schwerindustrie, die üblicherweise ge- 
gen Kredit geliefert würden. Die Handelsabkom- 
men der Bundesrepublik halten hierbei an Kondi- 
tionen fest, die auf den normalen Verkehr des west- 
lichen Außenhandels zugeschnitten sind, während 
nach Ansicht des Ostausschusses im osteuropäischen 
Raum die Voraussetzungen hierfür noch fehlen. 
Andere Länder hätten sich den Verhältnissen ange- 
paßt und böten Laufzeiten bis zu sieben Jahren. 
Die Kreditgabe erschwere sich weiterhin dadurch, 


daß die Bundesregierung für Geschäfte mit den Ost- 
blockstaaten Hermes-Bürgschaften nur im Rahmen 
der für den Ostblock (mit Ausnahme von Polen und 
Jugoslawien) geltenden Zahlungsbedingungen, d. h. 
ohne Kreditfristen gewähre. 

Als Ursache allgemeiner Schwierigkeiten wurde 
weiterhin die für die Abwicklung der Geschäfte be- 
stehende Form des Bilateraiismus erwähnt. Außer- 
dem müsse in Rechnung gestellt werden, daß das 
Bedürfnis zur Einfuhr von Erzeugnissen westlicher 
Produktionen, das sich aus einem bisher bestehen- 
den Quaiitätsgefälle ergab, durch eine zunehmende 
Gleichwertigkeit der Erzeugnisse aus der Eigen- 
produktion dieser Staaten (vor allem im maschinen- 
technischen Bereich) erheblich- abgenommen habe. 
Allerdings sei man dort durch die Forcierung der 
wirtschaftlichen Aufbaupläne im Bereich der Schwer- 
industrie, der chemischen Industrie und der Petro- 
chemie bisher noch in den Liefermöglichkeiten der 
eigenen Produktion weit überfordert und auf Ein- 
fuhren aus dem Westen angewiesen. Ein wirklicher 
Bedarf an deutschen Exportgütern bestehe auf dem 
Sektor der Investitionsgüter. 

Schließlich wurde von den Vertretern des Ostaus- 
schusses das gute Funktionieren der bestehenden 
Handelsvereinbarungen (insbesondere im Verhält- 
nis zur Tschechoslowakei) bestätigt. 

Die Arbeitsgruppe hielt es in voller Übereinstim- 
mung mit den Vertretern des Ostausschusses nicht 
für Aufgabe des gemeinsamen Meinungsaustau- 
sches, die unter politischen Aspekten zu prüfende 
Frage der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu 
den Ostblockstaaten zu erörtern; doch wurde es in 
verschiedenen Äußerungen unter rein handels- 
technischen Gesichtspunkten als unbefriedigend und 
beschwerlich bezeichnet, daß die Bundesrepublik 
gegenwärtig nur in einem der Ostblockstaaten 
eine Art ständige Handelsvertretung besitze, wäh- 
rend die osteuropäischen Staaten bereits seit dem 
Jahre 1946/47 — in dem die Bundesrepublik diesen 
Ländern gegenüber noch durch die JEIA vertreten 
gewesen sei — zumindest unter der Firmierung 
„Vertretung der staatlichen Außenhandelsgesell- 
schaft" ständige Handelsmissionen in der Bundes- 
republik unterhielten. Eine Expositur des Ostaus- 
schusses in Bukarest sei vor einiger Zeit von der 
Bundesregierung aus politischen Gründen abgelehnt 
worden. 

Im Rahmen dieser Feststellungen wurde darauf 
aufmerksam gemacht, daß das schwierige Verfahren 
der Sichtvermerkserteilung sich unter den gege- 
benen Umständen unerträglich langwierig gestalte. 

; Das gelte besonders für die Einreiseanträge in die 
I Bundesrepublik, deren Bearbeitung bis zu vier 
Wochen und in Einzelfällen noch länger dauere. 
Auch bei Reisen von der Bundesrepublik nach den 
osteuropäischen Ländern seien aber solche Be- 
schwernisse zu verzeichnen, zum Beispiel gerade bei 
Exporten von Investitionsgütern, die von deutschen 
Monteuren installiert werden müßten. 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß im Rahmen 
I dieser Untersuchung auch die Problematik der 
j wirtschaftlichen Beziehungen in den osteuropäischen 
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Ländern ausführlich zu Worte kommen sollte. Es | 
muß jedoch zu den Darlegungen der Vertreter des j 
Ostausschusses der deutschen Wirtschaft festge- i 
stellt werden, daß sich die Handelsmethoden des 
freien Westens nicht ohne weiteres auf die beson- 
deren politischen Voraussetzungen in den Ostblock- 
ländern anwenden lassen. Bei aller Bereitschaft zur 
Normalisierung der wirtschaftlichen Beziehungen ! 
müssen Lösungen vermieden werden, die eine Hilfe ^ 
der Demokratie zur Stärkung des Machtpotentials 
kommunistischer Regierungen bedeuten. 

I 

I 

VIIL Wirtschaftlich-soziale Perspektiven 

Zu dem Sachstandsbericht des Ostausschusses der 
deutschen Wirtschaft bleibt noch zu ergänzen, daß in 
einem verbesserten politischen Klima Auswei- 
tungsmöglidikeiten der bestehenden Wirtschaftsbe- 
ziehungen durchaus gegeben erscheinen. Es sei nur 
auf das bedeutend expansionsfähige Gebiet des 
Fremdenverkehrs verwiesen. Im Zeichen der Ver- 
längerung der Urlaubszeiten breiter Arbeitnehmer- 
schichten wird das Erholungsgebiet der westeuro- 
päischen Industriebevölkerungen zu klein. Dies gilt 
auch für Westdeutschland. Um so schmerzlicher wird 
es empfunden, daß einstmals segenspendende 
Kurorte und Erholungsgebiete z. Z. durch die Ab- 
sperrmaßnahmen der Ostblockländer nur einem 
kleinen Kreis von hochzahlenden Gästen aus den 
westlichen Ländern zugänglich sind. Vom Stand- : 
punkt der Bundesrepublik aus steht einer Auswei- 1 
tung des privaten Reiseverkehrs nichts im Wege, i 
Es wären auch Verkehrsverbesserungen auf längere ! 
Sicht ins Auge zu fassen. Eine Verlängerung des ‘ 
bestehenden zentraleuropäischen Autobahnnetzes 
über Hof-Eger gegen Prag oder über Wien hinaus | 
würde sicherlich breite Touristenströme in die ost- ; 
europäischen Länder lenken und zu einem besseren I 
Verständnis der Völker beitragen. 

Vom Interesse der deutschen Demokratie her ge- 
sehen, ist eine Wohlstandsentwicklung in den ost- 
europäischen Ländern zu begrüßen und zu fördern, j 
Manche Engpässe in den Konsumgüter-Industrien , 
dieser Länder könnten durch technische Zusammen- i 
arbeit mit korrespondierenden deutschen Industrie- ' 
zweigen leichter überwunden werden. Die Vorteile , 
eines solchen Erfahrungs- und Kenntnisaustausches 
sind innerhalb der westeuropäischen Gemeinschaft, 
aber auch im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen 
Westeuropa, den USA und Kanada längst erkannt ■ 
worden. 

Dieses Beispiel mag nur zum geringeren Teil auf 
die Schwerindustrie des Ostblocks übertragbar sein, 
obwohl gerade zwischen hochentwickelten Indu- 
striezweigen erfahrungsgemäß ein Ergänzungsbe- 
dürfnis besteht. Unstreitig bieten jedoch die Leicht- ^ 
Industrien etwa von Baden-Württemberg nach wie , 
vor manche nützliche Anregungen auch für andere ! 
Länder. Der Wert deutscher friedenswirtschaftlicher , 
Aufbauleistungen ist den meisten Völkern Osteuro- ‘ 
pas noch aus den Erfahrungen ihrer industriellen | 
Frühentwicklung bekannt. 

Schließlich hat die Bundesrepublik auch eine 
Reihe sozialpolitischer Errungenschaften anzubieten, | 


unter denen die Leistungen des sozialen Wohnungs- 
baues, die Eigenheimbewegung, die heilkundlichen 
Einrichtungen und die Jugendwohlfahrtspflege her- 
vorzuheben sind. Hierzu ist noch in Erinnerung zu 
bringen, daß das bäuerliche Genossenschaftswesen, 
die Raiffeisenkassen, die Konsumgenossenschaften 
und vor allem auch die freie Gewerkschaftsbewe- 
gung Deutschlands beispielhaft für Osteuropa ge- 
wirkt haben. Dieses historische Gefälle des sozialen 
Fortschritts besteht weiter. Aus früheren Jahrzehn- 
ten haben überdies noch viele schaffende Menschen 
dieser Länder Deutschland als ein Land mit relativ 
günstigen Arbeitsbedingungen und hoher Sozial- 
kultur in Erinnerung. Noch während des Dritten 
Reichs ist die Lage mancher osteuropäischer Fremd- 
arbeiter in den deutschen Betrieben durch den un- 
bezwungenen Solidaritätsgeist der alten Gewerk- 
schaftsbewegungen erträglicher gemacht worden. 
Die Regierungen und die Völker der osteuro- 
päischen Länder sollen daher wissen, daß die Bun- 
desrepublik in den weiten Bereichen des sozialen 
Fortschritts jeden Wettbewerb begrüßen und jede 
Herausforderung annehmen wird. 

IX. Zur Bedeutung der Ostemigration 

Alle Schritte in der Richtung einer Normalisie- 
rung der Beziehungen zu den osteuropäischen Staa- 
ten sind in eine vorausblickende Friedensplanung 
der deutschen Demokratie einzuordnen. Auf der 
Suche nach konstruktiven Lösungen der europä- 
ischen Friedensprobleme sollte auch der Einfluß 
der osteuropäischen Exilgruppen in den westlichen 
Ländern und der amerikanischen Bürger osteuropä- 
ischer Abstammung nicht übersehen werden. Die 
Arbeitsgruppe des Ausschusses nahm einen einge- 
henden Bericht über diese Zusammenhänge entge- 
gen. Dabei wurde insbesondere auf die hartnäcki- 
gen Bemühungen interessierter Kreise verwiesen, 
die versuchen, die amerikanische Außenpolitik in 
der Frage der deutschen Ostgrenzen von vornher- 
ein auf den polnischen Standpunkt festzulegen. 

Ein weiteres Element der Beeinflussung der 
Außenpolitik westlicher Länder ist das offene Zu- 
sammenspiel gewisser polnischer Exilgruppen mit 
der kommunistischen Heimatregierung in Warschau. 
Verallgemeinernde Schlußfolgerungen über die Ge- 
samthaltung der polnischen Emigration sollten 
jedoch vermieden werden. In dieser Betrachtung 
wurde ferner die positive Einstellung anderer ost- 
europäischer Exilgruppen zur Bundesrepublik mit 
Genugtuung registriert. Auf alle Fälle wird die 
Außenpolitik der Bundesregierung mit andauern- 
den Bemühungen sowohl der Warschauer Regierung 
als auch exilpolnischer Kreise zu rechnen haben, die 
unter Ausschaltung einer friedensvertraglichen Re- 
gelung die provisorische Verwaltung der deutschen 
Ostgebiete in eine dauernde Besitznahme umwan- 
deln wollen. Aus dieser besonderen Interessenlage 
heraus werden die aus der unseligen Hitlerzeit 
stammenden antideutschen Ressentiments gepflegt 
und als Waffe gegen die deutsche Demokratie ein- 
gesetzt. Diese Gegenwirkungen müssen daher beim 
Versuch der Bereinigung des deutsch-osteuropä- 
ischen Verhältnisses in Rechnung gestellt werden. 
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Bei einer Abschätzung dieser Probleme ist ferner 
in Betracht zu ziehen, daß Millionen Amerikaner 
polnischer Abstammung in einer großen Zahl von 
Organisationen und Verbänden zusammengefaßt 
sind, die mit vorbildlicher Geschlossenheit operie- 
ren. Ihre Dachorganisation ist die Polonia, der „Po- 
lish-American Congress" mit dem Sitz in Chicago. 


Zur Abrundung des Bildes ist zu erwähnen, daß 
die ebenfalls nach Millionen zählenden Amerika- 
ner deutscher Abstammung in einem weit höheren 
Maße in das amerikanische Leben integriert sind 
und daher nicht mit derartiger Geschlossenheit auf- 
treten wie andere ethnische Gruppen. Sie verfü- 
gen allerdings über einige angesehene Presseor- 
gane, die die Erinnerung an die großen Beiträge 
deutscher Einwanderer in der amerikanischen Ge- 
schichte wachhalten. 


Die Rückschläge, die die Bevölkerungsteile deut- 
scher Abstammung in den USA in zwei Weltkriegen 
erlitten haben und die durch die Ausstrahlungen 
des Nationalsozialismus noch vergrößert wurden, 
hatten zur Folge, daß die Zentren der Meinungs- 
bildung über europäische Fragen in ungesundem 
Maße einseitigen Einflüssen unterliegen. Der Ein- 
fluß polnischer, tschechischer und anderer ost- 
europäischer Exilierter in den Abteilungen für poli- 
tische Wissenschaften und Zeitgeschichte an den 
amerikanischen Universitäten ist beachtlich. Für 
eine vorausschauende Friedenspolitik der Bundes- 
republik ergibt sich daraus die Gefahr, daß lebens- 
wichtige Entscheidungen für das deutsche Volk be- 
reits in der einseitigen Beeinflussung der öffent- 
lichen Meinung westlicher Länder vorweggenom- 
men werden können. Es sollte deshalb bei Bemü- 
hungen zur Normalisierung der Beziehungen zwi- 
schen der Bundesrepublik und den osteuropäischen 
Ländern auch die Einstellung der Regierungen und 
der Öffentlichen Meinung in den Ländern unserer 
westlichen Verbündeten in Betracht gezogen wer- 
den. Eine Vertiefung der atlantischen Zusammen- 
arbeit und eine erfolgreiche Fortsetzung der west- 
europäischen Integration setzen gleichermaßen vor- 
aus, daß eine Abklärung mit unseren westlichen 
Verbündeten über die offenen Fragen der deutsch- 
osteuropäischen Beziehungen stattfindet. 


Der Ausschuß wurde ferner dahin unterrichtet, 
daß die Einflüsse der osteuropäischen Emigrationen 
in Großbritannien seit dem Kriege zurückgegangen 
sind. Hingegen wirken die diplomatischen Missio- 
nen aller Ostblockstaaten in den westlichen Län- 
dern als Zentren antideutscher Propaganda. Dar- 
über hinaus ist insbesondere in Großbritannien und { 
Kanada eine äußerst intensive Kampagne des SBZ- 
Regimes gegen die Bundesrepublik zu registrieren. 1 


h Die Größenordnung verschiedener ethnischer Gruppen 
in der amerikcinischen Bevölkerung wird nach An- 
gaben des "Statistical Abstract of the United States" 
u. a. wie folgt mitgeteilt: 


Deutsche 4 726 946 

Polen 2 786 199 

Tschechoslowaken 984 158 

Ungarn 705 102 

Jugoslawen 383 876. 


Alle diese Einflüsse, vor allem aber das Zusam- 
menwirken der Ostblockpropaganda mit bestimm- 
ten osteuropäischen Exilgruppen, tragen die Gefahr 
einer Störung der Beziehungen zwischen Deutsch- 
land und den Westmächten in sich. In diesem Zu- 
sammenhang wurde auf die Notwendigkeit eines 
sachlichen Gesprächs mit Trägern der amerika- 
nischen, britischen und französischen Meinungsbil- 
dung über osteuropäische Fragen hingewiesen. 

Besondere Befürwortung fanden in der Arbeits- 
gruppe die osteuropäischen Exilgruppen, die sich 
innerhalb der Grenzen der Bundesrepublik befin- 
den. Diese Angehörigen osteuropäischer Völker 
sind zumeist im Zusammenhänge mit den Er- 
eignissen des zweiten Weltkrieges nach West- 
deutschland gekommen oder sie sind vor den kom- 
munistischen Diktaturen in den Nachbarländern zu 
uns geflohen. Ihnen gegenüber steht die Bundes- 
republik vorwiegend vor kulturellen und sozialen 
Betreuungsaufgaben. Es wurde angeregt, daß die 
bereits vom Bundesministerium für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte eingeleiteten 
Maßnahmen in dieser Richtung noch verstärkt wer- 
den. Insbesondere wird vorgeschlagen, daß die Bun- 
desrepublik durch Förderungsmittel Studien über 
die neuere Geschichte der osteuropäischen Völker 
unterstützen soll. Die ausreichende kulturelle Be- 
treuung dieser Exilgruppen soll den guten Willen 
dos deutschen Volkes zum Ausdruck bringen, daß 
die Volkspersönlichkeit, Sprache und Kultur der ost- 
europäischen Völker in einem freien und wieder- 
vereinigten Deutschland eine verständnisvolle För- 
derung finden werden. 


X. Humanitäre, soziale und völkerrechtliche 
Probleme 

Am 9. Februar 1961 fand eine Anhörung von Ver- 
tretern von Landsmannschaften statt, deren Mit- 
glieder aus den verschiedenen osteuropäischen 
Ländern in die Bundesrepublik kamen. Zu dieser 
Beratung wurde der Leiter des Suchdienstes des 
Deutschen Roten Kreuzes in Fragen der Familien- 
zusammenführung und der caritativen Betreuung 
deutscher Staatsangehöriger zugezogen. Durch diese 
Bekundungen wurde in Erinnerung gebracht, daß 
die umfangreichen Bevölkerungsverschiebungen, die 
sich seit 1939 in Osteuropa und in Ostdeutschland 
vollzogen haben, eine Fülle menschlicher Notstände 
sowie ungeklärter rechtlicher, sozialer und humani- 
tärer Fragen zurückließen. Der Ausganspunkt dieses 
vorläufig unüberschaubaren Dramas war der 
deutsch-sowjetische Pakt vom Jahre 1939, dessen 
Durchführungsverträge die Grundlage für die Um- 
siedlung von rund 800 000 Volksdeutschen ins Deut- 
sche Reich bildeten. Nach der Niederwerfung Polens 
schufen dann Zwangsumsiedlungen polnischer Be- 
völkerungsteile innerhalb ihres bisherigen Staats- 
gebietes weitere Präzedenzfälle einer brutalen Miß- 
achtung des Heimatrechtes. 

Hinzu kam noch die totale Mißachtung der Men- 
schenrechte in allen Teilen Osteuropas durch die 
nationalsozialistische Besatzungspolitik. Hitlers An- 
griff auf die Sowjetunion löste ferner tragische Fol- 
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gen für die Siedlungen der Rußlanddeutschen aus, 
deren Höhepunkt die Zwangsumsiedlung der Wol- 
gadeutschen nach Innerasien war. Obwohl diese 
Maßnahme Stalins auf Grund völlig unhaltbarer 
Kollektivschuld-Behauptungen vollzogen wurde, do- 
kumentiert sie gleichzeitig die Hauptverantwortung 
der Kriegspolitik des Dritten Reichs für das leid- 
volle Schicksal deutscher Volksgruppen in Ost- 
europa und in der Sowjetunion. 

Ein großer Teil der Schwierigkeiten, die bei einer 
Normalisierung unserer Beziehungen zu den ost- 
europäischen Ländern zu überwinden sind, resultiert | 
jedoch aus dem Artikel XIII der Potsdamer Ver- i 
einbarung vom 2. August 1945, deren Kernsätze wie j 
folgt lauten: 

„Die drei Regierungen haben die Frage unter j 
allen Gesichtspunkten beraten und erkennen an, 
daß die Überführung der deutschen Bevölkerung ! 
oder Bestandteile derselben, die in Polen, der 
Tschechoslowakei und Ungarn zurückgeblieben 
sind, nach Deutschland durchgeführt werden muß. 
Sie stimmen darin überein, daß jede derartige | 
Überführung, die stattfinden wird, in ordnungs- i 
gemäßer und humaner Weise erfolgen soll." 

Es wird hierzu von den Sprechern der betroffenen 
Landsmannschaften geltend gemacht, daß mit die- 
ser Fassung weder eine klare territoriale Abgren- 
zung der Vertreibungsgebiete ausgesprochen ist 
(z. B. die Ausdehnung der vorgesehenen Maßnah- 
men Polens auf die Bevölkerung deutscher Reichs- 
gebiete östlich der Oder-Neiße), noch eine Festle- 
gung des Personenkreises, dem die Strafmaßnahme 
der Deportation zugedacht war. Der Umfang der 
Vertreibungsverluste beweist, daß die allgemeine 
Zusicherung einer humanen Durchführung dieser 
Maßnahme aufs schwerste mißachtet wurde. Weiter 
wird darauf hingewiesen, daß in Artikel XIII den 
Regierungen Polens, der Tschechoslowakei und Un- 
garns weder das Recht auf eine kollektive Vermö- 
genskonfiskation zugesprochen, noch die Vollmacht 
erteilt wurde, mit den nicht ausgetriebenen deut- 
schen Bevölkerungen nach Belieben zu verfahren. 
Durch diese Kollektiv-Verurteilung von mehr als 15 
Millionen Menschen sind ungelöste humanitäre und 
völkerrechtliche Probleme entstanden, für deren 
Bereinigung auch den westlichen Signatarmächten 
der Potsdamer Vereinbarungen eine Verantwortung 
zukommt. Man muß es als eine tragische Illustra- 
tion zur Satzung der Vereinten Nationen und der 
„Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte" be- 
zeichnen, wenn 16 Jahre nach Beendigung der 
Kriegshandlungen in den Vertreibungsgebieten 
noch zwei Millionen Angehörige eines besiegten 
Volkes als Menschen ohne Menschenrechte behan- 
delt werden. 

Es würde den Rahmen dieses Berichtes überschrei- 
ten, die Schilderungen der Vertreter der Landsmann- 
schaften vor der Arbeitsgruppe des Ausschusses für 
auswärtige Angelegenheiten im einzelnen wieder- 
zugeben. 

Der Ausschuß war jedoch der einmütigen Über- 
zeugung, daß auch das Schicksal der in den 
Vertreibungsgebieten zurückgebliebenen Deutschen 
in Betracht gezogen werden muß, wenn die Frage 


der Beziehungen zu den osteuropäischen Ländern 
objektiv beurteilt werden soll. 

Der Ausschuß hat daher beschlossen, die ihm bei 
der Anhörung der Landsmannschaften und des Ver- 
treters des Deutschen Roten Kreuzes zugänglich ge- 
wordenen Materialien über die Schicksale der 
deutschen Bevölkerungen in Osteuropa und der 
Sowjetunion seit 1939 als besonderen Bericht vorzu- 
legen. 

Es muß jedoch auch im Rahmen der Gesamt- 
borichterstattung als ein trauriges Zeichen des Tief- 
standes rein menschlicher Beziehungen von Land zu 
Land angeführt werden, daß im Jahre 1961 noch 
2000 deutsche Ehefrauen in Polen bzw. im polni- 
schen Verwaltungsbereich auf die Zusammenfüh- 
rung mit ihren Männern in der Bundesrepublik war- 
ten und daß weitere 11 000 Kinder, die Eltern oder 
Angehörige in Westdeutschland aufweisen, nicht 
ausreisen können. Selbst die Bereinigung solcher 
besonderer Notstandsfälle, die im Rahmen getroffe- 
ner Vereinbarungen des polnischen und des deut- 
schen Roten Kreuzes abgewickelt werden sollen, 
wird aus unverständlichen Gründen verzögert. 

Zu dieser Problematik liefern die Erfahrungen seit 
der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zur So- 
wjetunion einige Hinweise. Die Sowjetregierung hat 
sich bei den Verhandlungen mit der Bundesrepublik 
menschenrechtlichen Gesichtspunkten nicht ganz 
verschlossen; sie hat seither einige vordringliche 
deutsche Anliegen in positiver Weise behandelt. 
Obwohl der Umfang der unerfüllten deutschen Wün- 
sche gegenüber der Sowjetunion noch immer be- 
trächtlich ist, drängt sich ein Vergleich zur Einstel- 
lung anderer Ostblockstaaten auf. Innerhalb der 
osteuropäischen Länder sind wesentliche Unter- 
schiede in der kulturellen und kirchlichen Situation 
der deutschen Bevölkerungen und Volksgruppen 
festzustellen. Dies ist auch die Ursache, warum 
einige Landsmannschaften, darunter die Rumänien- 
deutschen, die Aufnahme diplomatischer Beziehun- 
gen empfehlen. Sie erhoffen davon eine Besserung 
der Lage der dortigen deutschen Volksgruppe von 
annähernd 400 000 Menschen und möchten vermei- 
den, daß die in der Heimat verbliebenen Landsleute 
einer einseitigen kulturellen Beeinflussung durch 
das SBZ-Regime ausgeliefert sind. 

Übereinstimmung besteht darüber, daß gegenüber 
solchen Ländern, die deutsche Bevölkerungsteile 
deportiert oder deutsches Gebiet unter vorläufiger 
Verwaltung haben, die deutschen Interessen bei 
der Aufnahme diplomatischer Beziehungen oder 
amtlicher Kontakte durch entsprechende Rechts- 
vorbehalte wahrzunehmen sind. Im Hinblick auf 
die verschiedenen völkerrechtlichen Voraussetzun- 
gen im Falle der deutschen Ostgebiete und der 
freien Stadt Danzig und auf die besondere völker- 
rechtliche Lage der Sudetendeutschen und der Deut- 
schen in anderen osteuropäischen Ländern wird da- 
von abgesehen, für die Formulierung solcher Vor- 
behalte jetzt schon Vorschläge zu machen. 

Unabdingbar erscheint dem Ausschuß für aus- 
wärtige Angelegenheiten bei Versuchen zur Norma- 
lisierung der Beziehungen zu den osteuropäischen 
Ländern jedoch die Offenhaltung aller zwischen- 
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staatlichen Probleme, die ihrer Natur nach nur in 
einem Friedensvertrag geregelt werden können. Ab- 
gesehen von diesen Rechtsvorbehalten sind Abspra- 
chen zu folgenden Gegenständen ins Auge zu fas- 
sen: 

1. Abklärung der beiderseitigen Standpunkte in 
den offenen Staatsbürgerschaftsfragen, wobei in 
Zweifelsfällen nachträgliche Optionen zugelas- 
sen werden sollen, 

2. Freigabe der Familienzusammenführung und Ein- 
beziehung von Härtefällen in zweiseitige Um- 
siedlungsvereinbarungen; Auswanderungsfrei- 
heit für deutsche Staats- und Volksängehörige, 
die nach 1945 in dem betreffenden Lande 
zwangseingebürgert wurden, 

3. Zulassung von Zahlungen aus der Kriegsopfer- 
versorgung und der Rentenüberweisungen deut- 
scher Sozialversicherungsanstalten, 

4. Erleichterung des gegenseitigen Reiseverkehrs 
und des Paketempfanges; keine Behinderung von 


Liebesgabensendungen für den persönlichen Ge- 
brauch, 

5. Zulassung deutscher Lehrmittel und Literatur im 
' Postverkehr mit den osteuropäischen Ländern, 

6. Einbeziehung der deutschen Bevölkerung in nor- 
male kulturelle und schulische Austauschbezie- 
hungen. 

Man muß in Erwägung ziehen, daß an einer sol- 
chen Bereinigung schmerzlich empfundener mensch- 
licher Notstände die 9,5 Millionen Heimatvertriebe- 
i ner in der Bundesrepublik besonders interessiert 
sind. Es würde auch ein freundschaftliches Verhält- 
nis zwischen den beteiligten Völkern fördern, wenn 
i diese Probleme mit den Maßstäben einer Friedens- 
' Situation gemessen und im Geiste der Versöhnung 
^ gelöst werden könnten. Dies würde auch eine Nor- 
malisierung des Verhältnisses der Bundesrepublik 
I zu allen osteuropäischen Ländern bedeutend er- 
I leichtern. 


Bonn, den 31. Mai 1961 

Jaksch 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

gemeinsam mit ihren Verbündeten eine Ost- 
politik zu führen, deren Ziel die Wieder- 
herstellung eines freien Gesamtdeutschlands ist, 
das auch mit der Sowjetunion und allen ost- 
europäischen Staaten friedliche und gedeihliche 
Beziehungen unterhält. 

Zu diesem Ziel soll die Bundesregierung 

jede sich bietende Möglichkeit ergreifen, um 
ohne Preisgabe lebenswichtiger deutscher In- 
teressen zu einer Normalisierung der Bezie- 
hungen zwischen der Bundesrepublik und den 
osteuropäischen Staaten zu gelangen, 
den weiteren Ausbau der bestehenden Bezie- 
hungen zu diesen Staaten auf wirtschaftlichem, 
humanitärem, geistigem und kulturellem Ge- 
biet anstreben, 

bei der Gestaltung der Beziehungen zu Polen 
den besonderen psychologischen Belastungen 


des deutsch-polnischen Verhältnisses Rechnung 
tragen und gegenüber solchen Ländern, die 
deutsche Bevölkerungsteile deportiert oder 
deutsches Gebiet unter vorläufiger Verwal- 
tung haben, bei der etwaigen Herstellung amt- 
licher Kontakte die jeweils erforderlichen völ- 
kerrechtlichen Vorbehalte geltend machen. 

2. Die Bundesregierung wird ferner aufgefordert, 

innerhalb der zuständigen Ressorts jene insti- 
tutionellen Maßnahmen zu treffen, die die Ge- 
währ bieten, daß sowohl der Gesamtkomplex 
Osteuropa als auch die Entwicklung innerhalb 
der einzelnen osteuropäischen Staaten ihrer Be- 
deutung gemäß behandelt werden. Dem Aus- 
schuß für auswärtige Angelegenheiten ist über 
die ergriffenen Maßnahmen zu berichten. Die 
Bundesrepublik muß gegenüber den Staaten und 
Völkern Osteuropas zu sorgfältig durchdachtem 
und den Verhältnissen angemessenem politischem 
Handeln fähig sein, 


Bonn, den 31. Mai 1961 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 

Dr. Kopf Jaksch 

Vorsitzender Berichterstatter 
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